
 

Der Kreisparteitag der CDU Köln hat beschlossen: 

Änderung der Satzung und Geschäftsordnung der CDU Köln 

§ 4 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union nicht besitzt, kann nur dann 

Mitglied in der CDU werden, wenn er einen in der Regel seit einem Jahr bestehenden inländischen 

Wohnsitz nachweist. Im Übrigen kann der Bewerber zunächst als Gast in der Partei mitarbeiten.“ 

§ 5 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: „Die Aufnahme als Mitglied erfolgt auf Antrag des Bewerbers. Der 

Aufnahmeantrag muss grundsätzlich auf elektronischem Wege (z. B. online, E-Mail) oder schriftlich gestellt 

werden. Über die Aufnahme entscheidet der zuständige Kreisvorstand innerhalb von vier Wochen nach 

Eingang des Aufnahmeantrags beim zuständigen Kreisverband; der Eingang ist durch die 

Kreisgeschäftsstelle dem Bewerber unverzüglich grundsätzlich auf elektronischem Wege zu bestätigen. 

Der zuständige örtliche Verband und der örtliche Verband des Wohnsitzes werden innerhalb dieses 

Zeitraums angehört. Ist dem Kreisvorstand im Einzelfall aus wichtigem Grund keine Entscheidung 

innerhalb der vorgenannten Frist möglich, verlängert sich diese um eine weitere Woche. Hierüber ist der 

Bewerber unverzüglich grundsätzlich auf elektronischem Wege zu benachrichtigen. Eine erneute 

Fristverlängerung ist unzulässig. Trifft der Kreisvorstand innerhalb von vier bzw. im Falle einer 

Fristverlängerung fünf Wochen keine ablehnende Entscheidung, gilt der Antrag als angenommen.“ 

§ 9 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: „Der Austritt aus der Partei ist dem Kreisverband auf 

elektronischem Wege oder schriftlich zu erklären.“ 

§18 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

Streiche alte Fassung Absatz 2 

Setze: „Dem Kreisvorstand gehört ein Digitalbeauftragter an, der vom Kreisparteitag gesondert gewählt 

wird. Zum Digitalbeauftragten kann auch ein sonstiges gewähltes Mitglied aus der Mitte des Vorstandes 

bestimmt werden. Der Digitalbeauftragte berichtet regelmäßig im Vorstand und der 

Mitgliederversammlung oder dem Parteitag.“ 

In § 19 Absatz 5 werden nach Satz 2 folgende Sätze eingefügt: „In Fällen, in denen es im Sinne der DS-GVO 

zweckmäßig erscheint, unterstützt die Bundespartei oder im Einvernehmen mit dieser der jeweilige 

Landesverband die Kreisgeschäftsführung bei diesen Aufgaben. Näheres regelt die Datenschutzordnung 

der CDU.“ 

§ 25 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

„4. der Mitgliederbeauftragte, 

5. der Digitalbeauftragte, 

6. weitere 24 gewählte Mitglieder (Beisitzer), 



sowie kraft Satzung aufgrund ihres Amtes: 

7. der Vorsitzende der CDU-Stadtratsfraktion 

8. der Oberbürgermeister und Bürgermeister der Stadt Köln, soweit sie Mitglied des Kreisverbands sind, 

9. der Kreisgeschäftsführer.“ 

§ 25 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: „In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit, deren Begründung in der 

Einladung darzulegen ist, kann er mit einer verkürzten Einladungsfrist von mindestens zwei Tagen 

einberufen werden.“ 

§ 27 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: „In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit, deren Begründung in der 

Einladung darzulegen ist, kann er mit einer verkürzten Einladungsfrist von mindestens einem Tag 

einberufen werden; mit Zustimmung aller Mitglieder kann eine Sitzung ohne Beachtung einer Ladungsfrist 

einberufen werden.“ 

§ 38 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: „Die Organe der Partei sind beschlussfähig, wenn sie satzungsgemäß 

vorher mit Angabe der Tagesordnung einberufen worden sind und wenn mehr als die Hälfte der 

stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Sie bleiben beschlussfähig, solange nicht auf Antrag die 

Beschlussunfähigkeit festgestellt ist. Mitgliederversammlungen sind ohne Rücksicht auf die Zahl der 

anwesenden Mitglieder beschlussfähig, wenn zu diesen Versammlungen ordnungsgemäß eingeladen 

wurde. Der Versand einer Einladung erfolgt grundsätzlich auf elektronischem Wege (z. B. E-Mail). Bei 

notwendigem Postversand der Einladung müssen die verlängerten Postlaufzeiten Berücksichtigung finden. 

Für die Einhaltung der Ladungsfrist, für die Berechnung des rechtzeitigen Versandzeitpunkts und für den 

Zugang der Einladung gelten die Regelungen des § 45 Absatz 2.“ 

§ 45 Absatz 1 Satz 1 Ziffer 2 wird wie folgt gefasst: „Kreisvorstand: eine Woche, in Fällen besonderer 

Eilbedürftigkeit zwei Tage,“ 

In § 45 Absatz 1 wird hinter Ziffer 2 nachstehende Ziffer 2a eingefügt: „geschäftsführender Kreisvorstand: 

eine Woche, in Fällen besonderer Eilbedürftigkeit ein Tag; mit Zustimmung aller Mitglieder kann eine 

Sitzung ohne Beachtung einer Ladungsfrist einberufen werden,“. 

§ 45 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: „Für die Einhaltung aller Ladungsfristen ist der Zeitpunkt des 

Versandes der Einladung auf elektronischem Wege (z. B. E-Mail) bzw. das Datum des Poststempels der 

Postaufgabe maßgeblich. Der Tag des Zugangs der Einladung sowie der Tag der Veranstaltung, zu der 

eingeladen wird, sind in die bei der Einberufung zu wahrende Ladungsfrist nicht mit einzurechnen. Der 

Versand muss so rechtzeitig erfolgen, dass vom Zugang der Einladung spätestens zu einem Zeitpunkt 

ausgegangen werden kann, an welchem dem Mitglied noch die gesamte Einladungsfrist zur Verfügung 

steht. Eine Einladung auf dem elektronischen Wege (z. B. E-Mail) gilt als rechtzeitig zugegangen, wenn ihr 

Versand spätestens im Laufe des zweiten Tages vor Beginn der Ladungsfrist erfolgte. Eine Einladung per 

Post (Standardbrief) gilt als rechtzeitig zugegangen, wenn die Postaufgabe spätestens am fünften Werktag 

vor Beginn der Ladungsfrist erfolgte. Erfolgt der Postversand statt durch Standardbrief mittels eines 

Dienstleisters mit zusätzlich verzögerten Postlaufzeiten, muss dies entsprechende Berücksichtigung 

finden.“ 

Änderung der Geschäftsordnung der CDU Köln 

§ 3 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: „Die Einberufung erfolgt grundsätzlich auf elektronischem Wege (z. B. E-

Mail) oder schriftlich unter Angabe von Zeitpunkt, Ort und vorläufiger Tagesordnung.“ 



§ 3 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: „Das Nähere zur Einhaltung der Ladungsfrist, zur Berechnung des 

Versandzeitpunkts und zum Zugang der Einladung regeln die Bestimmungen des § 45 Absatz 2 der 

Satzung.“ 

§ 7 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: „Den Kreisparteitag eröffnet der Vorsitzende oder einer seiner 

Stellvertreter im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden.“ 

§ 4 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

Die Anträge müssen zudem auf dem Kreisparteitag auf elektronischem Wege oder als Drucksache 

vorliegen. 


